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E eint ·eden Moiita rii . reis vierteljährlichbei allen Preuss. Postanstalten 41X2 Sgr. bei den außerpreu i

«731;«IchC-Jgr.,1in Berlin bis-ifalsenZeitungs-Spediteurenincl. kotegilbhnLS»Sgr-,in der ExpediiioinTaubenstr. 27,«tzls1f2eägikostcglkssscgäes
ie Zeile Log-z

Mitdem 1. Januar 1867 beginnt einneues AbonnementausdieVerfassung. Die Redaktion
wird nach wie vor bemüht sein, in dem Blatte alle unser Verfassungsleben berühreuden Fragen
in volksthümlicher und leicht faßlicher Weise zu besprechen. Die Grundsätze nach welchen dies

geschieht, sind diejenigen der entschieden liberalen Partei. Wir hoffen daß Unsere Leser uns

sanch fernerhin treu bleiben werden ini Kampfe für Wahrheit nnd Recht, welche ja die einzig sichere Grund-
lage nller Macht und Größe bilden.

»
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Die Verseudung unseres Blattes nach »außerhalbfindet am Montag mit dem Abendznge
statt; in Berlin wird dasselbe am Montag früh aus-gegeben und werden die neuesten Nach-
richten, welche Sonntags eingehen, in dem Blatte Aufnahme finden. Da der Preis un-

verändert bleibt, so wird unser Blatt fortan die billigfte Montagszeitung sein, und dürfte sich ske-

sonders Denen empfehlen, welche eine nur sechs Mal wöchentlich erscheinende Zeitung halten
Wir bitten, die Abonnements möglichstrechtzeitig bei den Poftanstalten anzumelden, da

sonst die vollständi e Nachlieferung der erschienenen Exemplare nicht versprochen werden kann.
Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgtbei allen preußischenPostanstalteu 472 Sgr.,

bei den übrigen deutschen Postanstalten 7374 Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenstraße27.
41,-2Sgr., bei sämmtlichen Zeitungsspediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Jnserate, welch e

bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die gespalteiie
PetitzeileI2 Sgr.; bei öfterer Wiederholung wird ein angemessener Rabatt bewilligt.
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Wenn La nun ssrn tin FJuva e en gi , so so teZ n h das noch viel mehr im öffentlichenLeben gelten. Ja,
Gar selten giebt es einersMenschemder so glücklichs wir waren durch die Erfahrungen in den zwei schlimmen

ist, daß Alles, was .er unternimmt, ganz nach seinem I Neakiiousperiodenvon 1849 bis 1858 nnd wieder von

Sinne Und seinen Wünschenvon Statten geht«« 1862 au, zu der Meinung gekommen,dasz niemals in

Darum machen wir vernünftigerWeise auch »ar nicht s unsermVolke diejenigenGehör finden werden, die ihre
den Anspruchdarauf, solchebesondereGlückskinder zu eig.ne Verdrießlichkeitund Unlust an jeder freien und

sein. Wir sehenVerdrießlichkeitenund Fehlschlägeais frischenThätigkeitfür das Gemeinwohl mit den Worten
etwas so GewvbnllchesGU- daßWkk Uns, so lange wir zu bemänteln suchen: »Es hilft ja doch Alles nichts!«
gesund an Ler und Seele sind,

»
dadurch in unserm Dennochhört man diese thörichteund häßlicheRedens-

Berufe und unserer Pflicht gar nichteinmal mehr irre art jetzt mehr als jemals. Und doch thut uns meh r

machen lassen. Auch halten Wir den nicht für einen als jemals gerade jetzt eine frische und freie
verständigenMann, der in seiner Wirthschaftoder in Thätigkeit für das Vaterland von Seitesii des

seinem Gewerbe jedes Unternehmenauf der Stelle auf- Volkes Noth.
.iebt, wenn ihm dies oder jenes Hindernißin den Weg Viele Tausend unserer Söhne und Brüder sind im

«. ommt,«nnd wenn nicht gleich von vornherein Alles so blutigenKampfe für die nothwendigeMachtvermehrung
geht, wie es nach seiner Meinung gehensollte. Können Preußens,für die Einigung Deutschlandsund preußischer
wir ein gutes nnd vernünftigesDing nicht auf die eine Führung eines nur allzufrühenTodes gestorben, oder
Art zu Stande bringen, nun so versuchenwir es auf sind für ihr ganzes übrigeLeben ihrer gesunden Glieder
die zweite, die dritte, die vierte Art. Endlichmuß es beraubt worden. Aber alle diese schweren Opfer und

doch zu Stande kommen, vorausgesetztnämlich,daß es alle die minder schweren, aber doch auch empfindlichen
wirklich etwas Gutes und Vernünftigesist. Verluste an Geld und Gut haben Preußendoch nur



für den Augenblick mächtig gemacht,haben nicht
einmal das ganze Deutschland, sie haben blos das

Deutschland im Norden des Main, nnd auch das nur

für den Augenblick unter der preußischenKrone

geeinigt. Denn, so lange die Welt steht, hat das

Schwert immer nur augenblicklich, immer nur

schnell vorübergehendeErfolge errungen. Dauernde

Werke, Staaten, die wirklich und aus die Dauer ihre
Völker glücklichmachen: die find auch nach den größten
und nothwendigstenKriegsthaten immer nur durch die

Weisheit friedlicherMänner, immer nur durch die Ar-
beiten des Friedens zu Stande gebrachtworden.

Wir wollen aber, daß die Opfer und die Thaten
dieses Sommers uns wirkliche, dauernde, gute und

gesundeFrüchtebringen, und nicht taube Früchte,die

schon morgen unreif und Niemandem zu Nutze vom

Baume fallen. Ja, wir müssenauch wissen, daß es

sich jetzt um noch viel mehr handelt als blos darum,
daß wir einen großenund unverhofften Gewinn fest-
halten. Es handelt sich wohl mehr noch darum, daß
wir mit dem neuen Besitzthum nicht auch noch das
alte verlieren. Denn fes-stehen die Dinge, daß
Preußen entweder so groß bleiben muß, wie es jetzt
geworden ist, resp. daß es streben muß, noch größerzu
werden, oder daß es noch kleiner gemacht wird, wie es

vor sechzig Jahren der erste Napoleou gemachthatte.
Kann Preußen durch eine gute und gerechte Verfassung
und Verwaltung, kann es durch weise Werke des Friedens
die neu erworbenen Provinzen und die mehr gezwungenen
als freiwilligenBundesgenossennicht innerlich, nicht
durch die Macht eines vernünftigennnd freien Willens
mit sich zu einem festen und untrennbaren Ganzen ver-

binden, dann wird gar bald die Stunde des Schreckens
kommen, dann werden der ehemalige König von Hamm-
ver und die aus Hessen und Nassau vertriebenen Fürsten,
nnd wohl noch mancheAndere,die jetzt noch sich wider-

willig vor Preußen beugen, wieder eine Macht sein.
Zurückgesührtvon Franzosen und Oesterreichern und

vielleicht auch Russen werden sie mit Jubel begrüßt
werden von gar vielen ihrer »Landest·inder«,die noch
vor Jahresfrist sie als die ärgstenTyrannen verwünschten

Aber das Werk des Friedens ist jetzteingeleitet.Der

norddeutsche Reichstag ist berufen, um für Nord-

deutschland eine Verfassung zu Stande bringen zu
helfen. Diese Verfassung soll nicht blos uns Preußen
und den übrigen Völkern des norddeutschen Bundes

genügen,sondern auch allen Deutschen, die bisher noch
dem norddeutschen Bunde fern stehen, damit sie
danach streben, demselben beizutreten

Die Regierungen für sichallein können das aber nicht
zu Stande bringen, auch wenn sie das, was wirklich
Noth thut, besser verständen,als die meisten der uns be-
kannten Fürsten und Minister es leider verstehen. Dar-
um müssen wir Alle das Unsrigc dazu thun, damit

anf dem Reichstage, der in wenig Wochen zusammen-
treten soll, ein tüchtigesund gutes Werk zu Stande
komme. Wir können aber auch Alle dazu thun, weil

wir Alle durch das allgemeine und gleicheund (bei der

geheimen Stimmgebung) durch keinen Landrath
und keine BehördebeaufsichtigteWahlrechtin den Stand

gesetztsind, den besten unt- tüchtigstenMann, den wir

kennen, zum Reichstagsabgeordnetenzu wählen·
Aber da kommen eben jene trägen oder verdrieß-«

lichenLeute und rufen uns zu: »Bleibt doch zu lHause,
denn es hilft Euch ja doch nichts, wenn Jhr auch noch
so verständig-wählt«Die Regierung hat bisher immer

nach ihrem eigenen Kopfe gehandelt und wird auch
jetzt nur so handeln, wie es ihr selbst gut dünkt,der

Reichstag und hinterher das PreußischeAbgeordneten-
haus mögenbeschließen,was sie-wollen«

Nun aber ist es nicht einmal wahr, daß die Regie-
rung selbst nur beim Beginn des Krieges in allen
Stiicken blos nach ihrem Kopfe gehandelt hat. Sie

hat allerdings, um den Krie anzufangen, eine andere

Zeit gewählt, als wir für richtig hielten und als wir

auch heute noch für richtig halten. Aber sie hätteihnnimmermehrangefangen und anfangen können,hätte ie

nicht gewußt,daß das preußischeVolk und seine Abge-
ordneten jedem Kriege zustimmen würden,der gegen
die unversöhnlichenFeinde Preußens und der deutschen
Einheit und Freiheit, der gegen«Oester1-etchund die

partikulariftischenRegierungen geführtwird, selbst wenn

er gegen ihren Willen zu ungelegenerZeit angefangenwar. — Aber jetzt handelt es sich gar nicht darum, ich
über vergangene Dinge den Kopf zu zerbrechen. Jktzt
kommt es darauf an, durch eifrige und vernünftige
Thätigkeit site die bevorstehenden Wahlen unsere Schul-
digkeit zu thun, damit nicht durch unsere Schuld
Preußen und das deutscheVolk zu Grunde gerichtet
werden.

·

Das möge jeder einsichtige Mann im Volke

,beherzigen, und möge er deßhalb in seinem
Kreise thätig sein für die Herbeiführung einer

guten Wahl. Thut er das nicht, so möge er

nachher nicht Anderen den Vorwurf machen,
wenn dieDinge schlecht gehen.

Politische Woche-tschi an.

Preußen. Das Abgeeordnetenhaus hat, nachdem,
wie mitgetheilt, in der vorigen Woche die Vorberathuug des
Budgets beendet worden ist, am Dienstag in der S chluszi
berathung das Staatshaushaltsgesetz· für 1867

ganz in der Weise angenommen, wie dasselbeIn der Vorbe-

rathung festgesetztworden ist. Die Staatsregierung»hatte
vorher erklärt, daß sie bereit sei, nach dem modifizirten
Budget, wenn dasselbe auch Schwierigkeitenfür die Ver-

waltung biete, zu regieren. Ein Antrag des Abg. Jung,
das Budget en bloc anzunehmen, fand nicht die Zustimmung
des Hauses. » » » ·

Vom Abg. Virchow war in Bezug auf das Milliar-
budget bei der Schlußberathungein Antrag elngebracht,
die geforderte Summe als eine besondere Position neben dem

Ordinarium und dem Extraordinarium des Etats zu be-

willigen. Der Antrag wurde bei namentltcher Abstimmung
mit 230 gegen 92 abgelehnt. »

Das Herrenhaus hat in seiner Sitzung am 22. d-
Mts. dem Etat gleichfalls feine Zustimmung ertheilt, und so

werden wir am 1. Januar nach fünf Jahren budgetloser



er tun um ersten Mal in Preußen sehen, daß die Ver-
äzaliüülgvönzAnfangdes Etatsgesetzcsan auf»Grund eines

verfassungsmäßigenStaatshanshaltsgeseHesgefuhrt wird.
»

Was die Veränderungen an
. »

Re ierungsvorlage vet«genomnien sind, so beschrankensich
dieseauf folgende Punkte- Währendnachdem»Entwurfder

Etat für 1867 mit 169,066,773 Thlrs M derEMMIhMeUnd

Ausgabe balanciite, beträgt derselbe setzt, wie er aus den Be-
schlüssendes Abgeordnetenhanseshervorgegangen,168,929,87z

Thlr., es sind also im Ganzen nur abgesetztworden 136,900

Thlr. und zwar:

geheime Ausgaben im Interesse der

nisterium des Jnnern
. »

Gehaltsziilageund Erhöhung der Dienstzulage

Polizei beim Mi-

35,000 thir·

für den Departementsdirektor im Mariiies

ministeriuni ·
1,900 -

und Unter den außerordentlichenAusgaben beim
Handelsministerium die erste Rate sür
die Verlegung der Porzellaninanufaktur 100,000 -

136,900 tyik.
. Da nach Absetzungder 100,000 Thlr. für Verlegung der

Porzellanmanufakturdie Verlegung unterbleibenwird, so sind
im Ganzen nur 36,900 Thlr. von der zur Führung der Ver-

waltung gefordertenSnnime gestrichenworden.
.

Außerdem sind in der Bezeichnungder»Titel«folgende
Aeridernngen beschlossenworden: l) Beim Finanzministerium
Kap. 47. Tit. Z. statt dem von der Regierung geforderten
»UnvorhergcsehenenAusgabe-Hauptextraordinarinin«,Haup t-

Extraordinarium, Über dessen Verwendung die

nachträgliche Genehmigung der Landesvertretung
einzuholen ist, 300,000 Thlr. (Antrag v. Bockum-
Dolffs), 2) ebendaselbt Titel 4.,statt Vesoldungsvirbesserun-
gen 1,030,200 Thlr.: esoldungsverbesserungen für Unter-

beatnte« 1,030,200 Thlr. (Antrag Duncker) und beim

KriegsministeriumKapitel 54. Titel 1 bis 62 41,574,E;48
Thlr. zu setzen Kapitel 54, »für Zwecke der Mislitar-
Verwaltung und fortdauernde Ausgaben« 41,574,348

Thlr., darunter künftig wegfallend118,201»»Thlr.(Aiitrag

Reichenlzeiin)Und »Untet den außerordentlichenAusgaben
beim Krie sministerium Kap. Ä17. Tit. 1-39 zu setzen
Kap. 17. ür außerordentlicheAusgabenfiir das Jahr 1867:

2,497,131 Thlr. (Anttag«Reichenheini).
Außerdem erledigte das Abgeordnetenhausnach eingehen-

der Debatte das Gesetz, betreffend die privatrechtliche
Stellung der auf Selbsthilfe beruhenden Ge-

Uossenschafkens DREIHaus Nahm das Gesetznach dem

Vorschlage der Kommissionan, durch Welchendie Nothwendigs
keit der Konzelsivmrung der Genossenschaftenund einige
Strafbestinimungen aus dem Regierungsentwurfgestrichen
werden, an. Der Handelsminister erklärte,daß;ekgegen diese
Abänderniigonnichts einzuwendenhabetdaß er aber fürchte-
DAS Gesetz könne daran scheitern.(Jni Herrenhause?)

Am Donnerstaglegte der Handelsininisterdem Abgeord-
netenhanseeine Anleihe für Eisenbahnzw ecke vvt« Daran
folgtedie Berathungund Annahmedes Gesetzes, betreffenddie

Einverleibung von Schleswig-Holstein in die

preußischeMonarchie. Das Gesetzist ganz in derselben
Weise gefaßt, wie das Gesetz über die Einverleibuiigvon

Hannover,Hessen-Kassel·,Nassau und Frankfurt a. M. Von

den Gegnern des Gesetzes sprach nnr der Abg- Groote,
die klebrigenwurden durch den Schluß der Debatte am

Entwickelnihrer Ansicht verhindert- Natürlichbildete die

Mißstimmungder Schleswig -Holsteiner gegen Preußen und
die Bestimmungdes Prager Friedens über die Abstimmung

etriffts,welche mit der

in Nord - Schleswig die Hauptpunkte der Debatte, über
welcheaucl der Abg. Twesten, welcher die Annahme des Ge-

setzesempfahl,sehr scharfund eingehendsprach.
Nach diesem Redner sprach der Minister-PräsidentGraf

Bismarck über diese Fragen, und lassen wir hier den wesent-
lichen Jnhalt seiner Rede folgen. Er bedanerte es im Ein-

gange, daß der Redner, welcher für die Annexion sei, ver-

sucht habe- den Beweis zu führen, daß die SchleswigiHols
fteiner Grund haben, mit Preußen unzufriedenzu sein. Er
erklärt es auf das tBestimmtestefür falsch,daß der Erbprinz
jemals die preußischenForderungen angenommen habe, er

habe stets sich sovielHinterthürenoffen gehalten, daß er die

Vermuthungwachrufen mußte,er wolle die Bedingungen gar
nicht seinenStänden vorlegen; die Regierungkönne nöthigen-
falls die Briefe veröffentlichen.Der Minister entwickelte
sehr ausführlichfeinen Standpunkt in der schtesivig-holstei-
nischen Frage, er sagt, daß er.stets die PersonalsUnion für
bessergehalten habe, als den früherenZustand, einen selbst-
ständigenStaat für besser als die Personal- Union, und die

Einverleibung in Preußen für besser als einen selbstständigeri
Staat. 1864 hätte er noch unter irgendwie annehmbaren
Bedingungen den Prinzen von Augustenbiirg eingesetzt,ja
auch 1865 vor dem Gasteiner Vertrag hatte er den Prinzen
durch den Minister v. d. Pfordten zu Unterhandlungenauf-
fordern lassen. Wenn man sagt, daß wir SchleswigsHolstein
nicht erobert haben, so erwidere er, daß wir es erst den

Dänen, und dann dem mit unseren Feinden verbundenen

Herzog von Augustenburg abgenommen. Wären im Juni
unsere Bewegungen weniger schnellgewesen, so hätten sich
an das Gablenz’schesKorps hannoverscheund augustenburgs
scheTruppen angeschlossen,zum Zweckeeiner Diveisioii nach
Berlin. Der Minister entwickelte alsdann die Gründe für
die Annahme der Friedensbedin ungen wegen der Abstimmung
in Nordschleswig. Dieselben seienin den europäischenVer-

hältnissenzu suchen, welche seit dem Jahre 1848, dem Be-
inn des Zerfalls der heilt en , Allianz, erschüttertseien.

an hat seitdem auf die gilfsbedürftigkeitPrenßens für
den Fall eines Krieges mit Frankreichspekulirt. Eine solche
Hilfsbedürftigkeitwar eigentlich nicht vorhanden, denn der

jetzigeKaiser von Frankreich sucht im Gegensatz zn früheren
französischenRegierungen ein freundliches Zusammengehen
mit Preußen. Ein solches Zusammengehen erfordert aber
die Schonung gegenseitiger Interessen. Frankreichkann ein
unter Oefterreich geeinigtes Deutschland nicht wünschen; ein

Oesterreichbis an den Rhein wird selbst durch ein Frankreich
bis an den Rhein nicht aufgewogen. Deshalb hatte Frank-
reich ein Interesse an der Einigung Deutschlands ohne
Oesterreich Außerdem regelt Frankreich feine Politik im
Sinne der Nationalität, und deßhalbhat es sichauch schon
1864 gegenüberden AnsprüchenDeutschlands ans Schleswig-
Holstein weni er schroff verhalten als andere Mächte. Er

ift stets der einung gewesen, daß eine Bevölkerung,welche
den entschiedenenWillen hat, nicht preußischzu sein, sondern
einem mächtigenNachbarstaat aiizugehören,keine Stärkung
Unserer Macht sei. Allerdingskönnen andere Gründe, z. B.

militärische,verhindern, daß man solchem Verlangen nach-
giebt. Jm Sommer wurde Frankreichdurch Oesierreich zum
Vermittler angerufen, und es trat die Frage an uns heran,
ob in der damaligen Lage die Gesamintheit dessen, wag ung

von OesterreichdurchfranzösischeVermittlung angeboten war,

anzunehmenoder abzulehnen.Wir hatten damals eine Stütze an

der unerschütterlichenVertragstreueItaliens, welcheich nicht
genug- rühmen kann und welche die beftenHosfnungenfür
die Zukunft erweckt,aber trotzdem war es nicht gerathen, den

Bogen zu straff anzuspannen und alles Erworbene von mög-



lichen eiiiopäischenKonipiikaiioiien abhängig zu machen.
Diesen Verhältnissenverdankt jene Klausel ihre Entstehung
Wenn nun auch die Fassung eine gewisseLatitude zuläßt,
so kann die Regierung doch nicht von vertra smäßigenVer-

pflichtungen zurücktreten. Es -z.-wirdaber da ür esorgt wer-

den, -«-;d"aß.;:3glicizrdie»"Fi-eiheit3s«der AbstimmungkgeinZweifel
herrschenksiMJETZp . T - . .

Akkka MirdespeinGesetz-Entwurf-,betreffend die Ein-
"·nkrleibnnkkåketiiig"ertfruher Baserischerund HessewDarmljtiidtiischer-:5Gc»fststheile,angenommen, und ein Vertrag gene· migt,
nach "wel ein dein Großherzogvon Oldenburg 1 Million

Thie. für Aufgeben seiner Ansprücheauf Schleswig-Holstein
bezahlfwerden sollen. . zz »

,

»

Am Freitag wurdedas Geseb fnr disWahlen zum Ab-

geordneten-hause-in. den neuen zPlfvlelzen» angenommen, des-
sgleichtn ein Gesetz über das OJiedizinaleGewichtund uber
die Auslösung des Lehnsverbgndes in Alt-, Vor-
n nd Hinte rponi in ern. —- Die iiachfteSitzung des Hauses
findet am 7. Januar 1867 statt.

« «

Das Herrenhaus hat, wie schonmitgetheilt,das Et»ats-
gesetzangenommen, außerdemhat es derVerordnunguber

Aufhebung der Wuchergesetzedi·eGenehmigung ertheilt und

mehrere Gesetzesvorlageti ini Sinne des Abgeordnetenhauses
erledi t.

»

—

DieWahlbewegung für das norddeutscheParlament-
niehrt sich in· erfreulicher Weise; die Erkenntnißvon der

Wichtigkeit der "Wahl greift immer mehr im.Volke,Plaztz,
Jn Hannover herrscht noch immer seine-wenigfreund-

liche Gesinnung gegen Preußen;. ganz besondersscheint-die
Militär-Aushebung:viele Schwierigkeiten . u - bereiten-, Indem
eine großeAnzahl Militairpflichtiger si« der Stellung- zu

entziehenrsucht .- » ,

Neuefte Nachrichten.

evlor«eii,,Sonnabend 22. Dezember. Die-Deputirten-kamgerhaztden Gesetzentwurffür das provisorischeBudget
pro 1. Semester 1867 angenommen .« «

,

.

Einer Mitiheilung der »O«pinione«zusolge ist es wahr-
scheinlich,daß General Menabrea als Gesandter nach Wien

und Gras Greppi in gleicher Eigenschaft nach Stuttgart
gehen wird. ·, «

,
,

ie Au ebmig der Wucher-gesetzen ,

Jm tFufeder filJJergangenenWocheist der Handelund

der Verkehr in Preußen von einer Fesselbesteigt-worden,
welche zu sprengeii die liberale Partei seit vielenJahren
vergeblich versucht hat. Das Herrenhaushat in seiner

Sitzung vom.19. d. Mis. der konigl. Verordnung,.,vom12.

Mai d. J., durch welche die Wuchergesetzeaufgehoben wer-

spden, seine Genehmigung ertheilt. Die Wuchergesjetzesind
uns aus der alten Zeit über-kommen Sie waren «zu»»einer
Zeit entstanden, wo man glaubte, alle Verkehrsverhaltnifse
staatlich regelan können, wounan die Freiheit der Axbeit
ebensobeschränktewie die Freiheit des Geldverkehrs. Jene

Anschauung hat man längst als unangemessenfallen lassen,und

das Zunftwesen, welches eine nothwendige Folge jener An-

sicht war, siiidet in Deutschland wohl kaum noch einige»Ver-

theidiger, wenn wir jene Leute ausnehmen«derenhochstes
Jdeal die Wiederherstellungder staatlichenEinrichtungendes

Mittelalters nach jeder Richtung hin ist. Aber währendman

die Arbeit und mit ihr den gewerblichenVerkehr frei gab,
glaubt man, die Beschränkungen,welche auf dem Geldverkehr

t- :.«-« : Eis
L

T

»Um-wege-,welche-zuzihrer Uingehung

irteistarkehnen beschäfti te, be

ruhten, aufrechterhalten zu müssen, und man sträubte sich
auf»daseisrigstegegen die Aufhebungder beschränkendenge-
setzlichen Bestimmungen, welche man unter dem Namen
,,Wuchergesetze«zusammenfaßt.

«
.Weun-.»ab.erdiese Schrankenauch dem Namen nach eri-

stirten,,so waren sie doch im Verkehr,welcher sie nicht er-
tragen..--,ko·nnte,durchbrochen,und-known sie überhauptnoch
einen sZch—tl««arenZweck hatten, so Idar es nur der, daß die

»

- emacht werten muß-
ten, auch bezahlt werden mußten, und o vertheuerten sie das
Geld, anstatt daß sie den Preis desselbenniedrig hielten, wie
dies ihr eigentlicherZweck war.

IndessenHerhieltenzzdieszYsuchergesetzeauch durch die Ge-
setzgebungin der letzten-Zeitzwei empfindlicheStöße: die
allgemeine Wechselfähigkeit,· welche jedem gestattete,
sichauf Wechsel,bei deren Verkauf ein unbeschränkterAbzug
gestattet warf Geld zu verschaffen, und das allgemeine
deutsche Handels esetzbuch, welchesfür den kaufmänni-
schen Verkehr jeden Zinsfußerlaubte, beschränktedie Anwen-
dung der Wuchergesetzeauf nur wenige Fälle, und zwar ge-
rade auf solche,bei denen sie sich in ihrer ganzen Schädlich-
keit eigieiL Wir brauchen wohl hier nicht solche Fälle auf-zufiihremunsere Leser werden im practischen Leben wohl oft
genug Gelegenheitgehabt haben zu beobachten, wie ein Dar-
lehnssucher 25, 50, a oft 100 und mebr Procent zahlen
mußte,weil es dem

'

arleiher verboten war, 6 oder vielleicht
gar 10 Procent zu nehmen.

Als nun die politischeund die Geschäftskrisisim Anfang
dieses Sommers eine Erleichterung des Geschäftsverkehrs
drin end wünschenswerthmachte, da hob die Staatsregierung
dur «königl. Verordnung die Wuchergesetzewenigstens in
so weit auf, als sie den

GeldperkekgH
der sich nicht mit hypothe-

« — — ränktem ,Das Herrenhaus
TirsichfwieTknserenLesenbekannf sein wird, bei der ersten

Berathung dieser Verordnung gesträubt,die Wuchergesetze
auf die Dauer aufzuheben, jetzt endlich hat es seine unbe-

.-dingte,Zustimmungertheilt, und somit ist die Verordnung
dauerndes Gesetz geworden.

Allerdings ist die Beschränkungdes Zinsfußes für Hy-
potheken-Darlehen nochnichtauf ehoben, und es wird der
Nachtheil diesesFortbestehensvon alleneinsichtigen Haus-
und Grundbesitzem,welcheden Preis, den sie für Darlehen
zahlen, nicht nach dem noininellen Zinsfuß, sondern nach
allen daran heftendenNebenkosten und lästigen Bedingungen
berechnen, höchstunangenehm empfunden-, aber wir wollen
uns doch freuen, daß wenigstens jetzt ein großerTheil des

Geschäftsverkehrsfrei gegeben ist. Die noch bestehende Be-
schkällkllnwird, deß sind wir sicher, auch nicht lange mehr
bestehen önnen gegenüberdem Druck der öffentlichenMei-
UUUA, welcheihre Aufhebung verlangt. ,

Und weßhalb sollte man diese Beschränkungnicht avor
allem aufheben; alle Hypotheken-Darlehen bleken»d0chOffen-
bar eine größere Sicherheit als die anderen kaufmännischen
Darleheu",und es wird sich daher bei»ihnender Preis des

Geldes, d. h. der Zinsfuß, naturgemaß niedriger stellenals
bekundeten Darlehenz und wenn er in einzelnen Fällen, selbst
bei vollkommener Sicherheit,dochnoch zu hoch erscheinen
wird, so wird dies nicht«seinen Grund haben in der Frei-
gebungdes Zinsfußes, sondern in der ost hervortretenden
Schwierigkeit, sein Geld schnellzurückgezahltzu erhalten: »ein
Uebelstand, dem man aber nicht durch Beibehaltnng der Zins-
beschränkung,sondern nur durch Verbesserungi unserer

Hypothekenordnung abhelfen kann-
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